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Drei Tage obligatorische Weiterbildung für alle

Die Idee ist optimal platziert

Die Forderung von Travail.Suisse, drei Tage obligatorische Weiterbildung für alle Arbeitnehmenden im Weiterbildungsgesetz zu verankern, ist politisch optimal platziert. Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates (WBK-NR) hat die parlamentarische Initiative Fasel so behandelt, dass sie im Rennen bleibt. Jetzt ist der Bundesrat herausgefordert, seine Idee für ein Weiterbildungsgesetz zu präsentieren.

Am 29. November 2007 hat die WBK-NR die parlamentarische Initiative „Obligatorische Weiterbildung“ behandelt, welche von Hugo Fasel
 eingereicht wurde. Basierend auf Artikel 64a der Bundesverfassung verlangt diese Initiative ein Gesetz, das festschreibt, dass jeder Arbeitgeber seinen Mitarbeitenden obligatorisch mindestens drei Tage berufliche Weiterbildung pro Jahr gewähren muss. 

Entscheidung der Kommission

Die WBK hat beschlossen, diese Initiative gegenwärtig weder abzulehnen noch zu befürworten, sondern sie zu sistieren. Sie soll dann behandelt werden, wenn der Bundesrat seinen Vorschlag zum Weiterbildungsgesetz vorlegt. Somit ist es der Arbeitgeberseite nicht gelungen, diese Forderung vor der Arbeit am Weiterbildungsgesetz vom Tische zu wischen. Im Gegenteil: Sie bleibt als Idee bei der Entwicklung des Weiterbildungsgesetzes bestehen und übt so Druck auf den Bundesrat aus. 

Der Bundesrat unter Druck

Mit der Entscheidung der WBK ist der Bundesrat herausgefordert, dem Parlament ein starkes Weiterbildungsgesetz vorzulegen. Ansonsten besteht die reale Chance, dass die WBK das Weiterbildungsgesetz mit der Travail.Suisse-Forderung verbessert. Dabei ist zu beachten, dass viele Gründe für die drei Tage Obligatorium sprechen: 

Das Obligatorium bringt eine klare Verbesserung in Bezug auf die Chancengleichheit. Wenigstens auf einem Minimalstandard von drei Tagen erhalten alle Arbeitnehmenden eine vom Arbeitgeber finanzierte Weiterbildung. Heute profitieren vor allem gut ausgebildete Männer von einer Unterstützung durch die Betriebe.

Diese Lösung zeichnet sich auch dadurch aus, dass zu ihrer Umsetzung nur wenig Administration notwendig ist. Da jeder Betrieb selber für die Umsetzung zuständig ist, kann sich die Administration auf eine einfache, stichprobenartige Kontrolle beschränken.

Und: Diese Regelung führt zu keinen Mitnahmeeffekten. Weil die Betriebe keine Subventionen vom Staat erhalten, sind Mitnahmeeffekte ausgeschlossen. 

Schon diese drei Gründe zeigen, dass es nicht sehr einfach sein wird, eine bessere Idee zur Stärkung des lebenslangen Lernens zu präsentieren. Travail.Suisse ist gespannt auf die Vorschläge des Bundesrates und froh, dass er es sich dank der parlamentarischen Initiative von Hugo Fasel nicht zu einfach machen kann.
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